
Diese Systematisierung der Rückfalltäter bedeutet 
nicht, daß zwischen den einzelnen Gruppen strenge und 
in jedem Fall deutlich sichtbare Grenzen liegen. Viel­
mehr zeigt die Untersuchung einer Vielzahl von Bei­
spielen, daß die Grenzen der einen Gruppe zur anderen 
mitunter unmerklich und fließend sind. Es soll also hier 
nicht eine Theorie von Täterkategorien geschaffen

werden, sondern die Systematik hat lediglich den Sinn; 
charakteristische Gemeinsamkeiten der Täterpersön­
lichkeiten auf dem Gebiet der Eigentumsdelikte fest­
zuhalten, um sie als Ausgangspunkt für die Aufklärung 
der Ursachen und Bedingungen nehmen und geeignete 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung finden zu können.
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Zur Anwendung neuer Formen der Teilnahme 
der Werktätigen an der Rechtspflege

Die immer stärkere Teilnahme der Werktätigen an der 
Rechtspflege, insbesondere am gerichtlichen Verfahren, 
ist ein lebendiger Ausdruck der sozialistischen Demo­
kratie. Die Wirksamkeit der Rechtsprechung wird in 
entscheidendem Maße davon bestimmt, wie die Rechts­
pflegeorgane es verstehen, die sozialistischen Kollektive 
der Werktätigen mit diesen neuen Formen vertraut zu 
machen und zur aktiven Mitwirkung an der Rechts­
pflege zu gewinnen.
In Berlin ist im September die Anzahl der Verfahren, 
in denen die neuen Teilnahmeformen der Werk­
tätigen an der Rechtsprechung praktiziert wurden, im 
Verhältnis zu den Vormonaten gestiegen. Während im 
Monat Juli nur in drei Verfahren gesellschaftliche 
Ankläger oder Verteidiger mitwirkten, waren es im 
September bereits 22. Auch die Anzahl der Bürgschaf­
ten durch sozialistische Kollektive ist gestiegen. Wäh­
rend es im Monat Juli in Berlin noch keine Bürg­
schaftserklärung gab, waren es im Monat September 
zehn, wobei jedoch bei der bedingten Strafaussetzung im 
gesamten 3. Quartal 1963 nur in einem Fall diese Form 
der Mitwirkung angewendet wurde. Den größten 
Anteil machen die Verpflichtungen aus, innerhalb einer 
bestimmten Frist den Arbeitsplatz nicht zu wechseln. 
Von den Gerichten wurden im Juli 25, im August 32 
und im September 30 solcher Verpflichtungen in Ver­
bindung mit einer Strafe ohne Freiheitsentzug aus­
gesprochen. Bei bedingter Strafaussetzung waren es im 
3. Quartal 1963 vier Beschlüsse, in denen von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wurde.

Zur Vorbereitung der gesellschaftlichen Mitwirkung
Die Rechtspflegeorgane müssen sich bereits im Ermitt­
lungsverfahren auf Grund der Kenntnis der Straftat, 
der Person des Beschuldigten und des Reifegrades des 
Kollektivs Gedanken darüber machen, welche Form 
der Mitwirkung bei der Aussprache im Kollektiv ange­
regt werden soll und wie die Mitwirkung vorzuberei­
ten ist.
Untersuchungen in den Stadtbezirken von Groß-Berlin 
haben ergeben, daß von der Staatsanwaltschaft die Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren 
nicht in allen Fällen von Anfang an sorgfältig genug 
vorbereitet wird. Oftmals steht dabei noch die Quanti­
tät, weniger jedoch die Qualität im Vordergrund. Das 
Bemühen, zur Vorbereitung der gesellschaftlichen Mit­
wirkung das Betriebskollektiv aufzusuchen, den Sach­
verhalt vor dem 'Kollektiv darzulegen und die aktive 
Teilnahme an der Hauptverhandlung anzuregen, wird 
jedoch immer größer. Allerdings wird die gesellschaft­
liche Mitwirkung^oftmals noch sehr spät, vielfach erst 
nach Anklageerhebung, und sehr formal, schriftlich 
oder telefonisch „organisiert“. So fragte z. B. ein Staats­
anwalt im Stadtbezirk Treptow bei einer Bürgerin, die 
einmal in einem Sittlichkeitsprozeß als Zeugin auf­
getreten war und hier dem Gericht wertvolle" Hilfe bei

der Erforschung der objektiven Wahrheit geleistet hatte, 
brieflich an, ob sie bereit sei, in einem anderen Sittlich­
keitsprozeß, in dem sie weder den Beschuldigten noch 
die Geschädigte, noch den Sachverhalt kannte, als 
gesellschaftlicher Ankläger aufzutreten.
In einer Strafsache in Lichtenberg dagegen ging der 
Staatsanwalt richtig vor: Der Beschuldigte hatte hier 
etwa 20 Diebstähle aus Pkws durchgeführt. Sofort nach 
der Einleitung des Ermittlungsverfahrens wurde auf 
Initiative der Volkspolizei im Allgemeinen Deutschen 
Motorsportverband, in welchem sämtliche Geschädigten 
organisiert waren, eine Versammlung durchgeführt. In 
dieser Versammlung erläuterten Vertreter der Volks­
polizei und der Staatsanwaltschaft die Bedeutung des 
Rechtspflegeerlasses des Staatsrates und wiesen auf die 
Möglichkeiten der aktiven Teilnahme am Strafverfah­
ren hin. Das Ergebnis der Aussprache war, daß die 
Anwesenden einen Bürger als gesellschaftlichen Anklä­
ger beauftragten, die Meinung des Kollektivs über die 
Straftaten vorzutragen. Besonders hervorzuheben ist, 
daß Staatsanwalt und Volkspolizei auf Grund eines 
gemeinsamen Untersuchungsplans den als gesellschaft­
lichen Ankläger vorgeschlagenen Bürger bereits zu den 
Ermittlungen hinzuzogen.
Dieses Beispiel zeigt auch, daß die Staatsanwälte in 
ihrer anleitenden und kontrollierenden Tätigkeit stär­
ker darauf achten müssen, daß bereits die Organe der 
Volkspolizei mit der Einbeziehung gesellschaftlicher 
Kräfte beginnen. Die zum Teil noch vorhandene Auf­
fassung, dies sei ausschließlich Aufgabe der Staats­
anwaltschaft und der Gerichte, ist unrichtig und muß 
schnellstens überwunden werden.
Gegenwärtig bilden die Fälle noch eine Ausnahme, in 
denen ein sozialistisches Kollektiv von sich aus dem 
Gericht die Teilnahme.eines gesellschaftlichen Anklä­
gers oder Verteidigers vorschlägt. Oft besteht auch noch 
aus falsch verstandener Kameradschaft bzw. aus Un­
kenntnis der wirklichen Zusammenhänge eher das 
Bedürfnis, den Beschuldigten zu verteidigen, als die 
Funktion des gesellschaftlichen Anklägers zu überneh­
men, obwohl dafür eine Notwendigkeit besteht und die 
Voraussetzungen vorliegen. In Auseinandersetzungen 
im Betriebskollektiv müssen die Rechtspflegeorgane 
helfen, zur Klarheit über die neuen Formen der Teil­
nahme am Strafverfahren beizutragen.
Gelegentlich treten sogar bei Mitarbeitern der Rechts­
pflegeorgane Unklarheiten darüber auf, welches Ver­
fahren für die Mitwirkung eines gesellschaftlichen 
Anklägers oder Verteidigers geeignet ist, so z. B. in 
einem Fall aus dem Stadtbezirk Berlin-Mitte. Gegen­
stand dieses Verfahrens war ein versuchtes Notzucht­
verbrechen, bei dem wegen der hohen Gesellschafts­
gefährlichkeit des Delikts eine Zuchthausstrafe zu er­
warten war. Obwohl die im Hause der Geschädigten 
wohnenden Bürger sich an der Ergreifung des Täters
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